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Betr.: Ihre Beschwerde vom 5.8.2022 - CHAP(2022)02190 

Sehr geehrter Herr Thomas, 

ich beziehe mich auf Ihre Nachricht vom 05.08.2022, welche als Beschwerde unter dem 
Aktenzeichen CHAP(2022)2190 registriert wurde. Ihnen wurde offenbar keine Emp-
fangsbestätigung Ihres Schreibens zugestellt, wofür ich mich entschuldigen möchte.  
 
Sie rügen in Ihrer Beschwerde, dass das Bundesland Baden-Württemberg gegen Artikel 
3(2) der Richtlinie 2009/147/EG des europäischen Parlamentes und des Rates vom 30. 
November 2009 über die Erhaltung der wildlebenden Vogelarten (1) (Vogelschutzricht-
linie) sowie gegen Artikel 6(2) und (3) sowie Art.12(d) der Richtlinie 92/43/EWG des 
Rates vom 21. Mai 1992 zur Erhaltung der natürlichen Lebensräume sowie der wildle-

benden Tiere und Pflanzen (2) (FFH-Richtlinie) verstößt, indem es unterlässt ein Summa-
tionsregister einzuführen. Ein solches Summationsregister soll der Erfassung sämtlicher 
erheblicher wie nicht erheblicher Beeinträchtigungen von Natura 2000-Gebieten dienen. 
 
Sie tragen vor, dass ein solches Register notwendige Voraussetzung für die Prüfung sei, 
ob ein Vorhaben ein Natura 2000 Gebiet erheblich beeinträchtige. Nur durch ein Summa-
tionsregister könne sichergestellt werden, dass bei der Prüfung der Erheblichkeit der Be-
einträchtigung des Gebietes durch ein geplantes Vorhaben nicht nur dessen Auswirkun-
gen auf das Gebiet isoliert betrachtet werden, sondern auch Eingriffe durch andere bereits 

                                                 
(1)  L_2010020DE.01000701.xml (europa.eu) 

(2) EUR-Lex - 31992L0043 - DE (europa.eu) 
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realisierte oder geplante Projekte in das Natura 2000 Gebiet berücksichtigt werden. In 
dem Bundesland Baden-Württemberg existiert Ihrer Beschwerde zufolge ein solches Re-
gister nicht. Seit 2016 haben Sie das Landesumweltministerium von Baden Württemberg 
mehrfach darauf hingewiesen. Sie vermuten, dass ein solches Summationsregister auch 
in anderen Bundesländern fehlen könnte. 
 
Gemäß Art. 6(3) Satz 1 der FFH-Richtlinie sind bei der Prüfung neuer Projekte in einem 
Natura 2000 Gebiet Kumulationseffekte zu berücksichtigen, die von bereits ausgeführten 
oder konkret geplanten Vorhaben ausgehen. So führt auch der Leitfaden der Europäi-
schen Kommission zu Artikel 6 dazu folgendes aus (3): „Aus mehreren, für sich allein 
genommen geringen Auswirkungen kann durch Zusammenwirkung eine erhebliche Aus-

wirkung erwachsen. Der Gerichtshof hat festgestellt: „[D]ie Nichtberücksichtigung der 
kumulativen Wirkung von Projekten [hat] praktisch zur Folge ..., dass sämtliche Projekte 

einer bestimmten Art der Verträglichkeitsprüfung entzogen werden können, obgleich sie 

zusammengenommen möglicherweise erhebliche Auswirkungen auf die Umwelt haben“ 
(C-418/04, C-392/96, Rn. 76 und 82)“. 

 
Die Behörden sind daher verpflichtet, die Auswirkungen anderer bereits realisierter oder 
konkret geplanter Projekte bei der Erheblichkeitsprüfung zu berücksichtige. Wie die Mit-
gliedsstaaten dieser Verpflichtung nachkommen, steht jedoch grundsätzlich in ihrem Er-
messen. Als zentrales Werkzeug zur Recherche kumulativ prüfpflichtiger Pläne und Pro-
jekte kann ein von Ihnen gefordertes Summationsregister zur Erfüllung der Verpflichtun-
gen nach Artikel 6(3) der FFH-Richtlinie beitragen.  
 
Das Bundesamt für Naturschutz hat dementsprechend im Jahr 2018 zu dieser Fragestel-
lung einen Leitfaden publiziert mit der Zielsetzung, die in der Praxis bestehenden Unsi-
cherheiten bezüglich der notwendigen Inhalte und der methodischen Schritte bei der Er-
mittlung und Bewertung der kumulativ auftretenden Beeinträchtigungen abzubauen und 
konkrete Handlungshinweise für die Praxis zu erarbeiten (4). Darin wird auch das Erfor-
dernis unterstrichen, zu dokumentieren, welche Pläne und Projekte Gegenstand einer 
FFH-Verträglichkeitsprüfung oder auch einer Vorprüfung waren, und welches Ergebnis 
dabei ermittelt wurde.  
 
Inzwischen scheinen nach öffentlich zugänglichen Informationen in verschiedenen Bun-
desländern entsprechende Kataster zur Dokumentation vorzuliegen oder sind im Aufbau 
befindlich. Allerdings verpflichtet das Unionsrecht die Mitgliedsstaaten nicht, ein von 
Ihnen gefordertes Summationsregister einzuführen. Entscheidend ist vielmehr, dass in 
der Praxis systematisch alle relevanten Projekte bei der Kumulationsprüfung im Rahmen 
des Artikel 6(3) der FFH-Richtlinie einbezogen werden. 
 
Es ist den Dienststellen der Kommission nicht bekannt, ob die Bundesländer, welche 
über das von Ihnen geforderte Summationsregister nicht verfügen, andere Methoden an-
wenden, um die von Art. 6(3) Satz 1 der FFH-Richtlinie gebotene kumulative Prüfung 
über Behördenzuständigkeiten und Verwaltungsgrenzen hinweg zu gewährleisten. Wir 
werden den von Ihnen aufgeworfenen Punkt daher aufgreifen und mit den deutschen Be-

                                                 
(3) Seite 42: 

https://ec.europa.eu/environment/nature/natura2000/management/docs/art6/DE_art_6_guide_jun_2019
.pdf 

(4) Uhl, R., Runge, H. & Lau, M. (2018): Ermittlung und Bewertung kumulativer Beeinträchtigungen im 
Rahmen naturschutzfachlicher Prüfinstrumente. Bundesamt für Naturschutz (Hrsg.). BfN-Skripten 
534, S. 12. 



 

3 

hörden erörtern. Allerdings möchten wir diesen Aspekt nicht im Rahmen einer Einzelbe-
schwerde behandeln und fortführen, sondern vielmehr im Rahmen des regelmäßigen 
Austausches mit den deutschen Behörden zur Umsetzung der europäischen Naturschutz-
richtlinien klären. Im Übrigen fügt sich die Frage nach der Gewährleistung einer voll-
ständigen kumulativen Prüfung ebenfalls in die bereits laufenden Vertragsverletzungs-
verfahren zur korrekten Umsetzung der FFH-Richtlinie in Deutschland ein (5).  
 
Bezüglich der von Ihnen konkret angeführten Vorhaben der Rodungen in Diersheim, 
Freistett und Helmlingen zur Kies- und Sandgewinnung, welche das Natura 2000 Gebiet 
(Vogelschutzgebiet DE7313-401 „Rheinniederung Kehl-Helmlingen“, FFH-Gebiet DE 
7313-341 „Westliches Hanauerland betreffen, ist grundsätzlich zu beachten, dass die 
Umsetzung des Natur- und Artenschutzes auf lokaler Ebene erfolgt. Die Behörden und 
Gerichte vor Ort, welche für die korrekte Anwendung des Unionsrechts zuständig sind, 
haben eine bessere Kenntnislage und einfachere Besichtigungsmöglichkeiten als die 
Dienststellen der Kommission.  
 
Nach den aus der Mitteilung der Kommission vom Oktober 2022 „Enforcing EU law for 

a Europe that delivers (COM(2022)518 final)“ (6) folgenden Grundsätzen werden die 
Dienststellen der Kommission daher in der Regel nur dann tätig, wenn Verstöße gegen 
EU-Recht erfolgen, die eine fehlerhafte Umsetzung von EU-Recht und/oder ein systema-
tisches Anwendungsdefizit auf nationaler Ebene offenlegen. Die Kommission wird dafür 
nicht tätig in Fällen einer möglichen fehlerhaften Anwendung im Einzelfall. Die von Ih-
nen behauptete fehlerhafte Anwendung von Art. 6 Abs. 3 Satz 1 der FFH-Richtlinie im 
Rahmen der oben genannten konkreten Vorhaben stellt jedoch einen solchen Einzelfall 
dar. 
 
Aus den oben genannten Gründen beabsichtige ich daher, das Beschwerdeverfahren ein-
zustellen und die aufgeworfenen Fragen nach der Gewährleistung einer vollständigen 
Durchführung der Kumulationsprüfung nach Artikels 6 Absatz 3 der FFH-Richtlinie im 
Rahmen des regelmäßigen Austausches mit den deutschen Behörden zur Umsetzung der 
Naturschutzrichtlinien zu behandeln. Sie können sich jederzeit nach dem Sachstand der 
Diskussion erkundigen. Bevor die Beschwerde geschlossen wird, erhalten Sie jedoch 
noch Gelegenheit zur Stellungnahme innerhalb von vier Wochen nach Erhalt dieses 
Schreibens. Nach Ablauf der Frist wird das Beschwerdeverfahren ansonsten eingestellt. 

Mit freundlichen Grüßen 

Paul Speight 
Referatsleiter 

                                                 
(5) siehe Pressemitteilung vom 18.2.2021: February infringements package: key decisions (europa.eu) 

Und vom 4.12.2021: December infringements package: key decisions (europa.eu) 

(6) https://ec.europa.eu/info/sites/default/files/com_2022_518_1_en.pdf 
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